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A n t w o r t

des Ministeriums des Innern und für Sport

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andreas Hartenfels und Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
– Drucksache 17/5715 – 

Stärkung des Grundsatzes Innen vor Außen: Aktuelle Entwicklung des Flächenverbrauchs in Rheinland-Pfalz 

Die Kleine Anfrage – Drucksache 17/5715 – vom 15. März 2018 hat folgenden Wortlaut:

Mit Antwort vom 17. Februar 2016 auf eine Anfrage des Abgeordneten Andreas Hartenfels teilte das Innenministerium mit, dass
sich der Flächenverbrauch in Rheinland-Pfalz in den letzten Jahren verringert hatte. Generell spielt beim Thema Flächenverbrauch
die Frage eine große Rolle, wie der Grundsatz Innenentwicklung vor Außenentwicklung umgesetzt werden kann. Dazu stellt die
Landesregierung für Kommunen beispielsweise das Programm „Raum+Monitor“ zur Verfügung.
Daher frage ich die Landesregierung:
1. Wie hat sich der Flächenverbrauch in Rheinland-Pfalz seit dem Jahr 2015 entwickelt (bitte getrennt nach Nutzungsjahren und 

-arten auflisten)?
2. Wie hoch ist die Einwohner/Hektar-Relation in den kreisfreien Städten und Kommunen im Innenbereich (bitte aufgeschlüsselt

nach Verbandsgemeinden und Städte)?
3. Welche Instrumente stehen der Landesregierung zur Verfügung, um die Innenverdichtung in Kommunen und Städten voran-

zutreiben und um die Flächenversiegelung im Außenbereich zu minimieren (Grundsatz Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung)?

4. Welche Instrumente stehen der Landesregierung zur Verfügung, um den Flächenverbrauch bei der Ausweisung neuer Bau-
gebiete im Außenbereich auf ein Minimum zu reduzieren?

5. Welche Erfahrungen hat die Landesregierung mit der Plattform „Raum+Monitor“ bisher gemacht?

Das Ministerium des Innern und für Sport hat die Kleine Anfrage namens der Landes regierung mit Schreiben vom 7. April 2018
wie folgt beantwortet:

Zu Frage 1:

Das Monitoring des sogenannten Flächenverbrauchs zieht als Indikator die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche heran,
welche der Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung des Statistischen Landesamtes entnommen werden kann. 

Die Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung wertet erstmalig zum Stichtag 31. Dezember 2016 das Amtliche Liegen-
schaftskataster Informationssystem ALKIS®, das von der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz geführt wird, aus.
Bis zum Stichtag 31. Dezember 2015 wurde das Automatisierte Liegenschaftsbuch (ALB) als Quelle herangezogen. Mit der Um-
stellung der Datengrundlage für die Auswertung kommt ein neuer Nutzungsartenkatalog zur Anwendung, sodass Vergleiche mit
den Vorjahren nicht möglich sind und so keine Verbrauchswerte für das Jahr 2016 errechnet werden können. Insbesondere die Nut-
zungsarten Siedlung und Verkehr sind nicht mit der früheren Siedlungs- und Verkehrsfläche vergleichbar, sodass sich die Beant-
wortung der Frage wie folgt nur auf das Jahr 2015 beschränkt. Da es auch in der Erhebung zum Stichtag 31. Dezember 2015
gegenüber den Vorjahren Änderungen in der statistischen Erfassung gegeben hat (einzelne Verkehrsflächen sind aus der bisherigen
Erfassung der Siedlungs- und Verkehrsfläche herausgefallen), ist ein Vergleich mit der Erhebung zum Stichtag 31. Dezember 2014
ebenfalls seriös nur für einzelne Nutzungsarten möglich. 

So ist rein statistisch im Jahr 2015 die Siedlungs- und Verkehrsfläche nicht weiter gewachsen, sondern hat sich täglich um durch-
schnittlich 0,1 Hektar verringert. Dass damit jedoch kein realer Freiflächengewinn bzw. ein realer Rückgang der Siedlungs- und
Verkehrsfläche verbunden war, zeigt insbesondere die Entwicklung der übrigen Nutzungsarten. Denn im Jahr 2015 war weiterhin
ein Anstieg der durch Wohnen (rd. 1,4 ha/Tag) sowie Gewerbe und Industrie (rd. 0,2 ha/Tag) neu in Anspruch genommenen
Flächen zu verzeichnen. Erholungsflächen sind in diesem Zeitraum um rd. 0,4 ha/Tag zurückgegangen.
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Zu Frage 2:

Anliegende Tabelle gibt Aufschluss über die Einwohnerdichte innerorts. Die Flächen des Innenbereichs sind aus dem im Digitalen
Landschaftsmodell im Amtlichen Topographisch-Kartographischen Informationssystem (ATKIS) geführten Informationen ab-
geleitet. Die Flächenangaben beinhalten die aggregierten Siedlungsflächen und die innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Bereiche gelegenen Verkehrs- und sonstigen Flächen.

Zu den Fragen 3 und 4:

Das Ziel der Landesregierung, vor einer baulichen Inanspruchnahme der Freiflächen im Außenbereich zunächst die Flächenpoten-
ziale innerorts zu nutzen, wurde erstmals im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) im Jahr 2008 verankert bzw. im Rahmen der
zweiten Fortschreibung im Jahr 2015 zur Erhöhung der Rechtssicherheit weiter konkretisiert. Gemäß Ziel 31 LEP IV hat die
Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung. Zur Umsetzung dieses Ziels der Raumordnung ist durch die vorbereitende
Bauleitplanung, d. h. durch die Träger der Flächennutzungsplanung, bei einer beabsichtigten Darstellung von neuen, nicht
erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im
Innenbereich vorhanden sind und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden können, um erforderliche Bedarfe abzudecken.
Gemäß Z 32 LEP IV sind in den Regionalplänen mindestens für die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung Schwellenwerte als
Ziele der Raumordnung zur weiteren Wohnbauflächenentwicklung festzulegen. 

Insbesondere in der Städtebauförderung und in der Dorferneuerung wird die Innenentwicklung als eine umfassende gemeindliche
Strategie der baulichen, funktionalen und sozialen Entwicklung verstanden. Das Thema Innenentwicklung hat durch den demo-
grafischen Wandel einerseits und den anhaltenden Flächenverbrauch anderseits in den letzten Jahren nochmals deutlich an Bedeu-
tung gewonnen. Die Innenentwicklung und die damit verbundene Stärkung und Belebung der Stadt- und Ortskerne hat sich daher
folgerichtig zu einem Hauptaufgabenschwerpunkt der Städtebauförderung und der Dorferneuerung entwickelt. Die Innenent-
wicklung wird auch künftig aus ökonomischen, ökologischen, städtebaulichen und sozialen Gründen in unseren Städten und
Gemeinden notwendig sein. Hauptbestandteil einer solchen Innenentwicklung ist ein kommunales Flächenmanagement mit dem
Ziel, das innerörtliche Entwicklungspotenzial/Baulandpotenzial zu mobilisieren (z. B. Baulücken, Brachflächen, leerstehende
Gebäude). Hierbei muss dieses Potenzial nach Planungs- und Entwicklungsstand, Sanierungsaufwand, Boden ordnungsbedarf und
Verfügbarkeit differenziert werden. Zur Unterstützung stellt das Land das System RAUM+Monitor den Kommunen kostenfrei
zur Verfügung.

Im Programmjahr 2017 wurden allein in der Dorferneuerung insgesamt 1 114 private und 170 kommunale Projekte gefördert. Die
Gesamtzuwendungen betrugen rd. 19,7 Mio. Euro. Mithilfe dieser Zuwendungen wurden Gesamtinvestitionen in der kommuna-
len und privaten Dorferneuerung in Höhe von rd. 126 Mio. Euro ausgelöst. All diese Fördermaßnahmen dienten der Innen-
entwicklung der Gemeinden und damit der Attraktivierung und Stärkung der Ortskerne. Zudem stellt die Landesregierung mit
dem Förderprogramm „Wohnen in Orts- und Stadtkernen“ bereits seit dem Jahr 2007 ein Anreizinstrument zur Verfügung, um
ebenfalls gezielt die Attraktivität innerstädtischer und innerörtlicher Gebiete für das Wohnen zu erhöhen und dadurch die soziale,
kulturelle und freizeitbezogene Infrastruktur sowie die Versorgungsinfrastruktur zu erhalten und zu verbessern. Das Programm
ist im Jahr 2017 neu aufgelegt und hinsichtlich der Förderkonditionen verbessert worden. Die Förderung kann für den Umbau,
den Ausbau, die Erweiterung und die Umwandlung von Wohngebäuden und Gebäudeflächen im Bestand, für damit einhergehende
Modernisierungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Wohnumfeldverbesserung sowie für Ersatzneubauten und Neubauvorhaben
unter bestimmten Rahmenbedingungen gewährt werden.

Mit dem „Folgekostenrechner Rheinland-Pfalz“ steht den Kommunen seit 2015 ein Instrument zur Folgekostenanalyse von Wohn-
bauflächenentwicklungen und damit zur Kostentransparenz von Planungsalternativen zur kostenfreien Nutzung zur Verfügung.
Folgekostenrechner erfassen gegenüber einer üblichen städtebaulichen Kalkulation umfassender die Einnahmen- und Ausgaben-
situation. Neben den kurzfristigen Planungs- und Baukosten werden hier auch die mittel- bis langfristigen Kosten der sozialen und
technischen Infrastruktur unter Berücksichtigung der individuellen demografischen Entwicklung der Kommune analysiert. Diese
dadurch gewonnene Kostentransparenz zeigt, dass sich Innen- vor Außenentwicklung insbesondere auch aus finanziellen Gründen
für die Kommunen „rechnen“ kann. 

Um die lnnenverdichtung in Kommunen und Städten weiterhin voranzutreiben, ist es erforderlich, die bestehenden Investitions-
hemmnisse zu verringern. Als ein Punkt kann hier die Klärung eines potenziellen Altlastenrisikos auf diesen Flächen genannt
werden. Mit der landesweiten systematischen Erfassung ziviler Altstandorte im Rahmen des Projektes „LUZI+“ leistet die Landes -
regierung einen wichtigen Beitrag, um Altlastenrisiken zu identifizieren bzw. auszuschließen. Dadurch wird eine Wiedernutzung
von innerstädtischen Brachflächen aktiv vorangetrieben.

Die Landesregierung setzt sich auf Landes- und Bundesebene zudem dafür ein, dass es mit Blick auf § 13 b BauGB (Einbeziehung
der Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren) nicht zu einer einseitigen Verlagerung der Siedlungsflächenentwicklung
in den Außenbereich kommt.
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Zu Frage 5:

Wie bereits in der Beantwortung der Kleine Anfrage 4026 vom 26. Januar 2016 *) dargelegt, erfolgte die Ersterfassung der Daten im
Rahmen des Projektes „Raum+ Rheinland-Pfalz 2010“ aufgrund einer freiwilligen Auskunft der Träger der Flächennutzungs-
planung (Verbandsgemeinden, verbandsfreie Gemeinden und kreisfreie Städte) mit einer hundertprozentigen Teilnahme. Im
Jahr 2011 wurden diese Ergebnisse in die Landesplattform RAUM+Monitor überführt, um die Aktualisierung des Datenbestandes
in der Verantwortung der Träger der Flächennutzungsplanung zu ermöglichen. Eine Befragung im Rahmen einer Evaluierung des
Systems im Jahr 2015 stellte fest, dass mehr als 90 Prozent der an der Befragung beteiligten Kommunen RAUM+Monitor nutzen.
Neuere Ergebnisse liegen derzeit nicht vor.

Roger Lewentz
Staatsminister

3

*) Hinweis der Landtagsverwaltung:
Vgl. Drucksache 16/6172.
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